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Antrag 

der Abgeordneten Hans Martin Bury, Gerd Andres, Arne Börnsen (Ritterhude), Klaus 
Barthel, Eike Hovermann, Walter Kolbow, Christine Kurzhals, Günter Oesinghaus, 
Gerhard Rübenkönig, Wilheim Schmidt (Salzgitter), Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, 
Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Infrastruktur sichern, Wettbewerb fördern - Grundsätze zur Neuordnung 
des Postsektors 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Wegen ihrer zentralen Rolle als Medium für Kommuni- 
kation und Handel sind Postdienste für den gesamten 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich wichtig. In der Eu- 
ropäischen Union werden im Postsektor rd. 1,3 % des 
Bruttoinlandproduktes erwirtschaftet; über 1,7 Millionen 
Menschen werden dort beschäftigt; der Umsatz beträgt 
über 60 Mrd. Ecu. In Deutschland waren im postalischen 
Dienstleistungsbereich 1993 insgesamt über 470 000 Per- 
sonen beschäftigt, der Umsatz betrug ca. 39 Mrd. DM. An- 
gesichts der Dimension des Postsektors kommt seiner 
Struktur und künftigen Entwicklung für die Wettbewerbs- 
fähigkeit und die Beschäftigung in Deutschland und Euro- 
pa besondere Bedeutung zu. 

2. Um ein einheitliches, qualitativ hochwertiges Dienstlei- 
stungsangebot im Postsektor europaweit sicherzustellen, 
wurde die EU-Kommission bereits 1989 vom Ministerrat be- 
auftragt, neue europäische Rechtsvorschriften für den Post- 
sektor zu entwickeln, die sich „harmonisch in die öffentli- 
che Aufgabenstellung der Postverwaltung einfügen und in 
denen ein Kernbereich reservierter Dienste festgelegt" 
werden sollte. Im Juli 1995 hat die EU-Kommission den Ent- 
wurf für eine Richtlinie über „Gemeinsame Vorschriften für 
die Entwicklung der Postdienste und die Verbesserung der 
Dienstequalität in der Gemeinschaft" vorgelegt. Hauptziel 
des Richtlinienentwurfes ist gemeinschaftsweit die Auf- 
rechterhaltung eines Universaldienstes im Postwesen so- 
wie die Sicherung dessen dauerhafter Finanzierung. Die- 
ser Universaldienst soll von hoher Qualität sein und zu 
erschwinglichen Preisen für jedermann zugänglich ange- 
boten werden. Gleichzeitig wird eine weitere Liberalisie- 
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rung des Postsektors vorgeschlagen, die schrittweise erfol- 
gen soll. 

3. In Kenntnis der europäischen Entwicklung wurden die im 
Rahmen der Postreform II verabschiedeten gesetzlichen 
Bestimmungen über die Regulierung des Postsektors und 
für die Übertragung des Beförderungsvorbehaltes im Brief- 
dienst (Briefmonopol) auf die Post AG bis zum 31. Dezem- 
ber 1997 befristet. Die Schlußfrist für die Gesetze sollte nach 
übereinstimmender Auffassung des Ausschusses für Post 
und Telekommunikation des Deutschen Bundestages kei- 
ne automatische Schlußfrist für die bestehenden Monopol- 
rechte zur Folge haben. Neue gesetzliche Regelungen soll- 
ten von der rechtlichen und tatsächlichen Entwicklung 
innerhalb der Europäischen Union abhängig gemacht wer- 
den. 

II. Der Deutsche Bundestag verbindet mit der Neuordnung des 
Postwesens folgende Zielsetzung: 

Der Abbau von Monopolrechten und eine schrittweise Öffnung 
des Marktes im Postwesen ist grundsätzlich zu begrüßen, wenn 
der Wettbewerb zu besserer Dienstleistungsqualität, günstige- 
ren Preisen und neuen Produkten führt und den Infrastruktur- 
auftrag nicht gefährdet. Bei der Gestaltung des künftigen Ord- 
nungsrahmens muß zweifelsfrei sichergestellt werden, daß die 
Erfüllung des grundgesetzlich festgeschriebenen Infrastruk- 
turauftrages, flächendeckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen des Postwesens bereitzustellen, uneinge- 
schränkt gewährleistet bleibt. Angesichts dieser Verpflichtung 
kommt eine vollständige Marktöffnung im Postsektor - zu- 
mindest vorerst - nicht in Betracht. Zu dieser Einschätzung 
kommt auch die EU-Kommission in ihrem Grünbuch „Über die 
Entwicklung des Binnenmarktes für Postdienste'' (1992): Eine 
vollständige Liberalisierung des Postsektors würde „ auf Kosten 
des Universal dienstes gehen, vor allem auf Kosten der für je- 
dermann tragbaren Gebühren". Es sei „nicht mehr denkbar, 
daß der Universaldienst bei vollständiger Liberalisierung auf- 
rechterhalten werden könnte " . 

Die Liberalisierung im Postsektor muß deshalb mit Augenmaß 
vorgenommen werden und auch die beschäftigungspolitischen 
Auswirkungen berücksichtigen. 

Kernpunkt der neuen gesetzlichen Regelung muß die Siche- 
rung eines umfassenden, flächendeckenden, qualitativ hoch- 
wertigen Universaldienstes und dessen dauerhafte Finanzie- 
rung sein. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Entwurf für ein neues Postgesetz folgende Kriterien zu berück- 
sichtigen: 

1. Der künftige Universaldienst im Postwesen darf nicht auf 
eine Minimalversorgung im Briefdienst beschränkt wer- 
den. Im neuen Postgesetz ist ein umfassender Universal- 
dienst festzulegen, mit dem qualitativ gute, zuverlässige, 
flächendeckende Postdienstleistungen sichergestellt wer- 
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den, die allen Bürgern zu erschwinglichen Preisen zur Ver- 
fügung stehen müssen. Dieser Universaldienst muß ein aus- 
reichendes flächendeckendes Netz von Annahmestellen, 
Transportkapazitäten und Zustelleinrichtungen umfassen 
und zumindest diejenigen Dienstleistungen anbieten, die 
die postalischen Grundbedürfnisse der Kunden absichern. 
Der Universaldienst soll deshalb Leistungen wie Briefe, 
Postkarten, Zeitungen/Zeitschriften, Drucksachen und Tei- 
le des Paketdienstes umfassen. Der Vorschlag der Eu- 
ropäischen Union, Abholung, Transport und Zustellung 
adressierter Briefsendungen, Bücher, Kataloge, Zeitungen 
und Zeitschriften bis 2 kg, Einschreiben und Wertbriefe so- 
wie adressierte Postpakete bis 20 kg als Universaldienst zu 
definieren, ist sachgerecht und angemessen. Für den Uni- 
versaldienst sind hohe Qualitätsnormen, insbesondere für 
Laufzeiten, Regelmäßigkeit und Zuverlässigkeit der Dien- 
ste vorzusehen. 

2. Zur Sicherung des wirtschaftlichen Fortbestandes des Uni- 
versaldienstes ist im Postgesetz eine besondere Finanzie- 
rungsform durch einen reservierten Bereich im Briefdienst 
vorzusehen. 

Es ist davon auszugehen, daß Universaldienstleistungen, 
insbesondere wegen der hohen Festkosten des Universal- 
dienstnetzes, nicht im Rahmen des normalen Marktge- 
schehens finanziert werden können. In Übereinstimmung 
mit der EU-Kommission und dem Europäischen Parlament 
ist deshalb auf absehbare Zeit eine gesonderte Finanzie- 
rung für die Bereitstellung des Universaldienstes durch ei- 
nen reservierten Bereich erforderlich. Dieser reservierte 
Bereich, der a priori nicht zeitlich begrenzt werden darf, 
muß so zugeschnitten werden, daß er einerseits eine dau- 
erhafte und zuverlässige Finanzierung des Universaldien- 
stes gewährleistet. Auf der anderen Seite muß er möglichst 
eng gehalten werden, um in möglichst vielen Marktseg- 
menten Wettbewerb eröffnen zu können. Damit der reser- 
vierte Bereich seine Aufgabe zur Finanzierung des Uni- 
versaldienstes erfüllen kann, muß zugleich sicher ge stellt 
werden, daß Umgehungs- und Mißbrauchsmöglichkeiten 
national und international wirkungsvoll unterbunden wer- 
den können. Unterschiedliche Vorschriften und Auflagen 
für Auslandsbriefsendungen, individuelle Briefsendungen 
und Massensendungen sind in der Praxis kaum zu 
kontrollieren. Der reservierte Bereich soll deshalb Brief- 
sendungen unabhängig von Herkunft und Inhalt der Sen- 
dungen unterhalb einer bestimmten Preis- und Gewichts- 
grenze umfassen. Alle anderen Dienstleistungen sind für 
den Wettbewerb freizugeben. 

Die EU-Kommission schlägt in ihrem Richtlinienentwurf 
über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung der 
Postdienste in der Gemeinschaft und die Verbesserung der 
Dienstequalität eine Gewichtsobergrenze für den reser- 
vierten Bereich für individuelle Briefsendungen von 350 g 
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und eine Preisgrenze, die bei dem Fünffachen des öffentli- 
chen Tarifs für eine Brief Sendung der ersten Gewichts- 
klasse liegt, vor. Massensendungen sind in Deutschland 
oberhalb einer Gewichtsgrenze von 100 g bereits für den 
Wettbewerb freigegeben. In diesem Rahmen müssen die 
Grenzen für den reservierten Bereich festgelegt werden. 
Um eine transparente und einfache Regulierung zu er- 
möglichen, soll die Gewichtsgrenze für den reservierten Be- 
reich ohne Differenzierung zwischen Brief- und Massen- 
sendungen sowie eingehender Auslandspost für diese 
Sendungsarten einheitlich bei 100 g liegen. Diese Ge- 
wichtsgrenze erscheint derzeit zur Finanzierung des Uni- 
versaldienstes ausreichend. Sie ist unbürokratisch, einfach 
zu handhaben und reduziert den Regulierungsaufwand auf 
ein Minimum. Gleichzeitig wird der Postmarkt oberhalb 
eines engen reservierten Bereiches, dessen Gewichtsgren- 
ze deutlich unter der von der EU vorgeschlagenen Grenze 
von 350 g für individuelle Briefsendungen liegt, vollstän- 
dig für den Wettbewerb geöffnet. Der Umfang des reser- 
vierten Bereiches ist regelmäßig unter Berücksichtigung 
der Entwicklung im Postsektor zu überprüfen und ggf. an- 
zupassen. 

Der Vorschlag der EU-Kommission im Richtlinienentwurf, 
eingehende Auslandssendungen und Massensendungen 
im Briefdienst lediglich für eine Übergangszeit in den re- 
servierten Bereich einzubeziehen und neue Dienste auto- 
matisch im Wettbewerb bereitzustellen, ist abzulehnen. Die 
Bundesregierung wird auf gef ordert, auf eine entsprechen- 
de Änderung des Richtlinienentwurfes zu drängen. 

3. Zu der im Rahmen der Universaldienstleistungen zu ge- 
währleistenden flächendeckenden Versorgung mit Post- 
dienstleistungen gehört eine ausreichende Anzahl von 
Postfilialen, auch auf dem Lande. Angesichts der Tatsache, 
daß sich die Post AG zunehmend aus der Fläche zurück- 
zieht, ist es erforderlich, im Rahmen des neuen Postgesetzes 
Kriterien für die Einrichtung, Umwandlung und Auflösung 
von Postfilialen und ihre Inanspruchnahme festzulegen. 
Dazu gehört insbesondere die Festschreibung der bürger- 
freundlichen Erreichbarkeit einer Postfiliale im Umkreis 
von 2000 m. Um die Auslastung von Postfilialen zu verbes- 
sern, sind die Erschließung neuer Geschäftsfelder sowie 
kundenfreundliche Öffnungszeiten vorzusehen. 

Eine entscheidende Voraussetzung für den Erhalt von Post- 
filialen ist die gemeinsame Nutzung der Schalter durch die 
Post und die Postbank. Die Bundesregierung wird aufge- 
fordert, entsprechend der einstimmig angenommenen Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages aus der 12. Legis- 
laturperiode (Drucksache 12/8060), in der die Deutsche 
Post AG und die Deutsche Postbank AG aufgefordert wur- 
den, auch nach Umwandlung in Aktiengesellschaften, 
ihren Vertriebsverbund fortzusetzen und bedarfsgerecht 
weiterzuentwickeln, dafür Sorge zu tragen, daß zwischen 
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beiden Unternehmen ein Kooperationsvertrag abgeschlos- 
sen wird, in dem die Zusammenarbeit und die Nutzung der 
Schalter festgelegt wird. Dieser Kooperationsvertrag ist 
längst überfällig. Der Vertriebsverbund zwischen Post und 
Postbank muß darüber hinaus durch eine Beteiligung der 
Post an der Postbank institutionell dauerhaft abgesichert 
werden. Außerdem sind im Rahmen eines intelligenten Be- 
teiligungskonzeptes weitere Kooperationspartner erforder- 
lich, die das Dienstleistungsangebot von Post und Postbank 
am Schalter sinnvoll mit eigenen Produkten ergänzen. 
Auch dies trägt zur Stärkung der wirtschaftlichen Grund- 
lagen der Postfilialen bei. 

4. Die Bundesregierung wird auf gefordert, im neuen Postge- 
setz Regelungen zu treffen, mit denen alle Formen des Re- 
mailing - physisches wie nicht-physisches - in Deutschland 
unterbunden werden können. Darüber hinaus wird die 
Bundesregierung aufgefordert, sich mit Nachdruck dafür 
einzusetzen, daß umgehend ein kostenorientiertes End- 
vergütungssystem für den Gebührenausgleich zwischen 
den Postunternehmen im internationalen Postverkehr ver- 
abschiedet wird. 

Durch Remailing, d. h. die Einlieferung von Post im Aus- 
land, die einem inländischen Absender zuzuordnen und an 
inländische Empfänger gerichtet ist, entstehen der Deut- 
schen Post AG Verluste von jährlich rd. einer halben Milli- 
arde DM, die für den Erhalt und die Finanzierung der 
flächendeckenden Infrastruktur fehlen. Die Zeche dafür, 
daß Großkunden die Post umgehen, müssen vor allem 
Privatkunden zahlen, die aufgrund sinkender Verkehrs- 
mengen mit Portoerhöhungen zu rechnen haben. Unge- 
hindertes Remailing führt nicht nur zu drastischen Einnah- 
meverlusten bei der Deutschen Post AG, sondern darüber 
hinaus auch zu Verlagerungen von Unternehmen und Ar- 
beitsplätzen ins Ausland. Dies betrifft insbesondere das 
Druckgewerbe einschließlich der Zuheferfirmen und 
Dienstleistungsunternehmen im Marketingbereich. Um 
Arbeitsplätze in Deutschland zu sichern und unlautere Um- 
gehungspraktiken zu unterbinden, ist es notwendig, alle 
Formen des Remailings zu verhindern. 

5. Für den Verbraucherschutz sind ebenso wie für den Daten- 
schutz und das Postgeheimnis spezifische Regelungen im 
Postgesetz erforderlich. Alle Anbieter von Postdienstlei- 
stungen müssen Regelungen zum Postgeheimnis und zum 
Datenschutz unterworfen werden. Für den Datenschutz 
und die Sicherung des Postgeheimnisses muß das hohe Ni- 
veau deutscher Bestimmungen eingehalten werden. Auch 
Bestimmungen zum Verbraucherschutz müssen für alle An- 
bieter, unabhängig von ihrer Marktposition, gelten. 

6. Zur Sicherung des Infrastrukturauftrages, zur Gewährlei- 
stung eines chancengleichen und fairen Wettbewerbs, zur 
Wahrung der Verbraucherinteressen, des Datenschutzes 
und des Postgeheimnisses etc. bedarf es auch nach 1997 


5 



Drucksache 13/4582 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


der Regulierung. Die Durchführung der notwendigen Re- 
gulierungsaufgaben ist einer eigenständigen, von Regie- 
rungsentscheidungen und tagespolitischer Einflußnahme 
unabhängigen Regulierungsbehörde zu übertragen, die 
mit wirksamen Instrumenten ausgestattet sein muß. 

7. Bei der schrittweisen Liberalisierung des Postsektors müs- 
sen die Auswirkungen auf das quantitative und quahtati- 
ve Arbeitsangebot berücksichtigt und eine sozial verträg- 
liche Bewältigung des Strukturwandels ermöglicht werden. 
Vor allem muß verhindert werden, daß die Marktöffnung 
im Postwesen zu einer Ausweitung ungeschützter Arbeits- 
verhältnisse z.B. durch Scheinselbständigkeit, Leiharbeit- 
nehmer und geringfügig Beschäftigte führt. Eine solche 
Entwicklung würde zu Lasten der sozialen Sicherheit der 
Arbeitnehmer, der sozialen Sicherungssysteme und eines 
fairen Wettbewerbs gehen. Durch geeignete Rahmenbe- 
dingungen muß verhindert werden, daß Wettbewerber sich 
durch Sozialdumping ungerechtfertigte Vorteile verschaf- 
fen. 

Bonn, den 8. Mai 1996 

Hans Martin Bury 
Gerd Andres 

Arne Börnsen (Ritterhude) 

Klaus Barthel 
Eike Hovermann 
Walter Kolbow 
Christine Kurzhals 
Günter Oesinghaus 
Gerhard Rübenkönig 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Wieland Sorge 

Dr. Peter Struck 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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